
 

 
 

Bastei Lübbe AG, Köln 
WKN A1X3YY - ISIN DE000A1X3YY0 
 
Ordentliche Hauptversammlung 
am Mittwoch, den 11. September 2024 
 

Synopse Satzungsänderung im Tagesordnungspunkt 7, Beschlussfassung über eine 
Satzungsänderung betreffend den Nachweisstichtag des Aktienbesitzes 

Durch das am 15. Dezember 2023 in Kraft getretene Gesetz zur Finanzierung von 
zukunftssichernden Investitionen (ZukunftsfinanzierungsG) hat sich der Wortlaut von § 123 Abs. 
4 Satz 2 AktG dahingehend geändert, dass sich bei Inhaberaktien börsennotierter 
Gesellschaften der Nachweis des Anteilsbesitzes gemäß § 67c Abs. 3 AktG nunmehr auf den 
Geschäftsschluss des 22. Tages vor der Hauptversammlung – und nicht mehr wie bislang auf 
den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung – zu beziehen hat. Materiellrechtlich 
entspricht der Nachweisstichtag dem nach der bisherigen Regelung des § 123 Abs. 4 Satz 2 
AktG a.F. maßgeblichen Zeitpunkt, dem Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung. Die 
gegenwärtige Fassung von § 22 Abs. 2 der Satzung der Gesellschaft, die für die Einberufung 
zur Hauptversammlung am 11. September 2024 keine Anwendung findet, entspricht jedoch 
noch der Vorgabe des § 123 Abs. 4 Satz 2 AktG a.F. und lautet: 

 

„Die Aktionäre müssen außerdem die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung 
oder zur Ausübung des Stimmrechtes nachweisen. Dazu bedarf es eines in Textform (§ 126b 
BGB) erstellten Nachweises des Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut. Der Nachweis 
muss sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung beziehen und der 
Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage 
vor der Hauptversammlung zugehen, wobei der Tag des Zugangs und der Tag der 
Versammlung nicht mitzurechnen sind. Im Übrigen gilt § 121 Absatz 7 AktG.“ 

 

§ 22 Abs. 2 der Satzung der Gesellschaft soll daher an die aktuelle gesetzliche Regelung 
angepasst werden. Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

§ 22 Absatz 2 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:  

„Die Aktionäre müssen außerdem die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung 
oder zur Ausübung des Stimmrechtes nachweisen. Dazu bedarf es eines in Textform (§ 126b 
BGB) erstellten Nachweises des Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut; ein Nachweis 
des Anteilsbesitzes durch den Letztintermediär gemäß den Anforderungen des § 67c Absatz 3 
AktG reicht aus. Der Nachweis muss sich auf den Geschäftsschluss des 22. Tages vor der 
Hauptversammlung beziehen und der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür 



 

 
 

mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen, wobei der 
Tag des Zugangs und der Tag der Versammlung nicht mitzurechnen sind. Im Übrigen gilt § 121 
Absatz 7 AktG. 

 

Köln, im August 2024 

Der Vorstand 

 


